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Bekanntmachungen
OKR 16. 3. 1983
Az. 82/101

Zweites Gesetz zur Ausfüh- 
rung des Gesetzes für 
Jugendwohlfahrt, 
hier:
Kindergartengesetz in der
Fassung vom 17.1.1983

§ 2
Aufgaben des Kindergartens

Die Erziehung im Kindergarten ergänzt und unter­
stützt die Erziehung des Kindes in der Familie. Sie 
soll die gesamte Entwicklung des Kindes fördern.

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozial- 
ordnung Baden-Württemberg hat im Gesetzblatt für 
Bad.-Württ. Nr. 2/1983 vom 15. 2. 1983, S. 29, die 
Neufassung des Kindergartengesetzes bekanntge­
geben.

Nachstehend geben wir den Wortlaut des Kindergar­
tengesetzes — KGaG — in der Fassung vom 17.1.1983 
bekannt:

Zweites Gesetz zur Ausführung des Gesetzes für 
Jugendwohlfahrt

(Kindergartengesetz — KGaG) 
in der Fassung vom 17. Januar 1983

§ 1
Begriff des Kindergartens

Kindergärten im Sinne dieses Gesetzes sind Einrich­
tungen von Gemeinden, Zweckverbänden und Trä­
gern der Jugendhilfe zur Pflege und Erziehung von 
Kindern vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum 
Beginn der Schulpflicht, soweit es sich nicht um schu­
lische Einrichtungen handelt.

§3
Trägerschaft

(1) Die Gemeinden haben unbeschadet der Verpflich­
tung des Jugendamtes darauf hinzuwirken, daß für 
alle Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis 
zum Beginn der Schulpflicht ein Kindergartenplatz zur 
Verfügung steht.

(2) § 5 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes für Jugendwohl­
fahrt gilt im Verhältnis zwischen Gemeinden ohne 
Jugendamt und Trägern der freien Jugendhilfe ent­
sprechend.

§ 4 
Ärztliche Untersuchung

Jedes Kind soll vor der Aufnahme in einen Kinder-
garten ärztlich untersucht werden.

§ 5
Elternbeirat

Bei den Kindergärten werden Elternbeiräte gebildet. 
Sie unterstützen die Erziehungsarbeit und stellen den 
Kontakt zum Elternhaus her.
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§6
Bemessung der Elternbeiträge

Die Träger der Kindergärten können Elternbeiträge 
so bemessen, daß der wirtschaftlichen Belastung 
durch den Kindergartenbesuch sowie der Zahl der 
Kinder in der Familie angemessen Rechnung getra­
gen wird.

§ 7
Pädagogisches Personal

(1 ) Zur Leitung eines Kindergartens oder einer Kin­
dergartengruppe sind befugt:

1. staatlich anerkannte oder graduierte Sozialpäd­
agogen;

2. staatlich anerkannte Erzieher;
3. Ordensschwestern und von den Diakonissenmut­

terhäusern ausgebildete Kinderschwestern, so­
weit sie spätestens seit dem 1. April 1967 einen 
Kindergarten oder eine Kindergartengruppe lei­
ten; das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Sozialordnung kann in besonderen Härtefällen 
Ausnahmen zulassen;

4. im Rahmen ihrer bisherigen Tätigkeit staatlich 
anerkannte Kinderpflegerinnen, denen vor dem 
1. August 1978 die Leitung eines Kindergartens 
oder einer Kindergartengruppe übertragen wor­
den ist und die eine solche Aufgabe bis zum 1. Au­
gust 1978 mindestens während eines Jahres aus- 
geübt haben.

(2 ) Andere Mitarbeiter, denen spätestens seit dem 
1. April 1967 die Leitung eines Kindergartens oder 
einer Kindergartengruppe mit Zustimmung des Lan­
desjugendamtes übertragen worden ist, können diese 
Tätigkeit auf Dauer wahrnehmen. Das Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung kann in 
besonderen Härtefällen Ausnahmen zulassen.

(3 ) Mitarbeiter nach Absätzen 1 und 2 haben die Auf­
gabe,

1. zusätzlich zur Erziehung im Elternhaus die Ge­
samtentwicklung des Kindes zu fördern;

2. mit den Eltern zusammenzuarbeiten;
3. die weiteren Mitarbeiter im Kindergarten anzu­

leiten.

(4 ) Weitere Mitarbeiter im Kindergarten, insbeson­
dere staatlich anerkannte Kinderpflegerinnen und 
solche, bei denen die Voraussetzungen nach Ab­
satz 1 Nr. 4 und Absatz 2 nicht vorliegen, wirken bei 
der Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 3 mit.

§ 8
Zuschüsse zu den Personalkosten

(1) Träger der freien Jugendhilfe im Sinne des § 5 
Abs. 4 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt, die öffent­
lich anerkannt sind, sowie Gemeinden, Landkreise 
und Zweckverbände erhalten auf Antrag Zuschüsse 
des Landes zu den Personalkosten. Die Zuschüsse

des Landes betragen 30 vom Hundert der anrech­
nungsfähigen Personalkosten für die Fachkräfte. Die 
Zuschüsse können nach Pauschalsätzen gewährt 
werden.

(2) Die Zuschüsse nach Absatz 1 werden nur gewährt, 
wenn Gemeinde, Landkreis oder Zweckverband sich 
allein oder gemeinsam an der Finanzierung mit min­
destens 30 vom Hundert der anrechnungsfähigen 
Personalkosten beteiligen. Dies gilt nicht für Kinder­
gärten besonderer pädagogischer Prägung mit über­
örtlichem Einzugsbereich.

(3) Fachkräfte im Sinne des Absatzes 1 sind

1. staatlich anerkannte oder graduierte Sozialpäd- 
agogen und staatlich anerkannte Erzieher sowie 
staatlich geprüfte Sozialpädagogen und Erzieher 
während des Berufspraktikums,

2. Krankengymnasten, Beschäftigungstherapeuten, 
Heilerziehungspfleger, Heilpädagogen, Logopäden 
und Kinderkrankenschwestern mit abgeschlosse­
ner Ausbildung, die mindestens 20 Kindergarten­
gruppen betreuen oder bis zur Umwandlung in 
Sonderschulkindergärten in Kindergärten für kör­
perlich, geistig oder seelisch behinderte Kinder 
tätig sind.

(4 ) Als Fachkräfte im Sinne des Absatzes 1 gelten 
ferner

1. Ordensschwestern und von den Diakonissenmut­
terhäusern ausgebildete Kinderschwestern, so­
weit sie spätestens seit dem 1. April 1967 als Kin­
dergarten- oder Gruppenleiterin tätig sind oder 
soweit das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Sozialordnung gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 3 eine Aus­
nahme zugelassen hat,

2. staatlich anerkannte Kinderpflegerinnen, die als 
Zweitkräfte oder gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 4 als Kin­
dergarten- oder Gruppenleiterinnen tätig sind, so­
wie staatlich geprüfte Kinderpflegerinnen wäh­
rend des Berufspraktikums,

3. andere Mitarbeiter, die nach § 7 Abs. 2 die Lei­
tung eines Kindergartens oder einer Kindergar­
tengruppe auf Dauer wahrnehmen können oder 
für die das Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Sozialordnung gemäß § 7 Abs. 2 eine Aus­
nahme zugelassen hat.

(5) Nähere Vorschriften über die Anrechnungsfähig­
keit der Kosten, die Pauschalierung, das Antragsver­
fahren und die Auszahlung der Zuschüsse nach den 
Absätzen 1 und 4 kann das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Sozialordnung im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium und dem Innenministerium 
durch Rechtsverordnung erlassen.

(6) Zuschüsse des Landes können ferner für Kinder­
gärten, deren Belegung wegen der Bevölkerungs­
oder Siedlungsstruktur des Einzugsbereichs unter 
dem Landesdurchschnitt liegt, gewährt werden.

(7) Die Bewilligung und Auszahlung der Zuschüsse 
wird den Landkreisen und den Stadtkreisen als
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Pflichtaufgabe nach Weisung übertragen. Das Wei­
sungsrecht ist unbeschränkt.

§ 9
Verwaltungsvorschritten

(1) Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und So­
zialordnung erläßt im Einvernehmen mit dem jeweils 
berührten Ministerium Richtlinien über

1. die ärztliche Untersuchung nach §4,
2. die Bildung und Aufgaben der Elternbeiräte nach 

§ 5 sowie
3. die räumliche Ausstattung, die personelle Beset­

zung und den Betrieb der Kindergärten.

(2) Das Ministerium für Kultus und Sport entwickelt 
die Lernziele und besonderen Curricula für die Ele­
mentarerziehung und erläßt im Benehmen mit dem 
jeweils berührten Ministerium die dafür erforder­
lichen Vorschriften.

§ 10
Inkrafttreten *)

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft mit Ausnahme der §§6 bis 8, die am 1. April 
1972 in Kraft treten.

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ur­
sprünglichen Fassung vom 29. Februar 1972 (GBl. S. 61).

OKR 24. 3. 1983
Az. 82/101

Richtlinien über die ärztliche 
Untersuchung nach § 4 des 
Kindergartengesetzes und 
Richtlinien über die Bildung 
und die Aufgabe der Eltern­
beiräte nach § 5 des Kinder­
gartengesetzes

Aufgrund der Anordnung der Landesregierung Ba­
den-Württemberg und der Ministerien über die Be­
reinigung von Verwaltungsvorschriften des Landes 
vom 16. 12. 1981 (Gemeinsames Amtsblatt 1982, 
Seite 14) sind die Richtlinien des Ministeriums für 
Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung über die ärzt­
liche Untersuchung nach § 4 des Kindergartengeset­
zes und die Richtlinien über die Bildung und Aufga­
ben der Elternbeiräte nach § 5 des Kindergartenge­
setzes automatisch außer Kraft getreten.

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozial­
ordnung Baden-Württemberg teilte uns mit Schreiben 
vom 17. 3. 1983 (Az. V/2-7231.1/7231.2) mit, daß die 
Anwendung dieser Richtlinien erforderlich ist und sie 
deshalb mit Datum vom 20.1. 1983 neu erlassen wur­
den. Die Richtlinien werden im Gemeinsamen Amts­
blatt bekannt gemacht.

In den Richtlinien über die ärztliche Untersuchung 
sind die bisher ergangenen Änderungen eingear­
beitet.

Die Richtlinien über die Bildung und die Aufgaben 
der Elternbeiräte sind unverändert.

OKR 23. 3. 1983
Az. 82/101-1291

Kindergartengesetz 
hier:
Rechtsverordnung nach § 8 
Abs. 5 KGaG (Personal­
kostenzuschuß-VO) und 
Richtlinien über Zuschüsse 
zu den Personalkosten der 
Kindergärten und für kleine
Kindergartengruppen 
(RL-PKZ)

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozial­
ordnung Baden-Württemberg übersandte mit Schrei­
ben vom 3. 3. 1983, Az. V/2-7230/V/2-7231.4 die neue 
Personalkostenzuschuß-VO (PKZ-VO) sowie die 
neuen RL-PKZ vom 3. 3. 1983. Die PKZ-VO wird im 
Gesetzblatt und im Staatsanzeiger, die RL-PKZ im 
Gemeinsamen Amtsblatt und im Staatsanzeiger be­
kannt gemacht. Sie sind mit den nachstehend genann­
ten Einschränkungen mit Wirkung vom 1. 1. 1983 an 
anzuwenden.

Im einzelnen sind folgende Hinweise (Anlagen 1—3) 
zu beachten:

Anlage 1

1. Inkrafttreten

1.1 PKZ-VO

Die sachlichen Regelungen über die Personal­
kostenzuschüsse treten rückwirkend mit Wir­
kung vom 1. Januar 1983 in Kraft. Dies bedeutet 
insbesondere, daß sich die Personalkostenzu­
schüsse ab 1. Januar 1983 nicht mehr nach Pau­
schalsätzen, sondern nach den tatsächlich auf­
gewendeten Personalkosten (mit Obergrenze, 
vgl. § 1 Abs. 1 PKZ-VO) richten. Ferner sind Bei­
träge zu den Personalkosten, die aus anderen 
öffentlichen Kassen (z. B. Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen), ausgenommen von Gebietskörper­
schaften, gewährt werden, bereits mit Wirkung 
vom 1. Januar 1983 an vom zuschußfähigen Auf­
wand abzusetzen.

Verfahrensmäßig gelten weiterhin (bis zum 
31. 12. 1983) die bisherigen Vorschriften, insbe­
sondere bezüglich der Antragstellung, der hier­
für vorgeschriebenen Muster und der Auszah­
lungstermine (15. Mai und 15. November 1983).

1.2 RL-PKZ
Die RL-PKZ sind grundsätzlich ab 1. Januar 1984 
anzuwenden, jedoch sind für das Jahr 1983 Über­
gangsregelungen vorgesehen. Abschlagszah­
lungen für kleine Kindergartengruppen werden 
ab 1. Januar 1983 nicht mehr gewährt.

2. Erklärungsprinzip

Das in der PKZ-VO und in den RL-PKZ geregelte 
Verfahren trägt weitgehend dem Erklärungsprin­
zip Rechnung. Insbesondere sind die Angaben 
im Antrag nicht grundsätzlich durch Unterlagen 
nachzuweisen. Das bedeutet einerseits, daß die 
Bewilligungsbehörde, von Stichproben abgese-
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hen, den Antrag lediglich auf seine Plausibilität 
prüft und nur bei Anlaß zu Zweifeln entsprechen­
de Nachweise fordert (vgl. § 2 Abs. 3 Satz 3 
PKZ-VO). Andererseits bedeutet dies für den An­
tragsteller, daß er auf seine Erklärungen, insbe­
sondere bezüglich der Voraussetzungen der Zu­
schußfähigkeit einer Kraft sowie des angege­
benen Aufwands, ein besonders hohes Maß an 
Sorgfalt verwenden muß.

Besonders ist darauf hinzuweisen, daß die Ver­
gütungsgruppen der tarifgerecht vergüteten 
Fachkräfte nicht anzugeben sind. Sollte sich 
bei der Rechnungsprüfung allerdings ergeben, 
daß in erheblichem Umfang übertarifliche Lei­
stungen gewährt, jedoch keine entsprechenden 
Angaben unter Nr. 2.3 der Anlage 1 gemacht 
werden, wird das Sozialministerium im Einver­
nehmen mit dem Finanzministerium für die Zu­
kunft vorsehen, daß die der Vergütung zugrunde 
liegende Vergütungsgruppe in jedem Einzelfall 
im Antrag anzugeben ist.

3. Antrag

3.1 Abweichend von der bisherigen Regelung ist der 
Antrag für 1984 nicht mehr für jede einzelne Fach­
kraft, sondern für alle Fachkräfte des Kindergar­
tens einheitlich zu stellen. Der Antrag gilt für das 
Kalenderjahr, falls er spätestens bis zum 15. 2. 
gestellt ist, im übrigen vom Beginn des Antrags­
monats an (§ 2 Abs. 2 PKZ-VO).

3.2 Unter „vergleichbaren Regelungen“ (§ 1 Abs. 1 
. PKZ-VO) der freien Träger sind z. B. zu ver­

stehen:

die Kirchliche Anstellungsordnung (KAO) vom 
7. Juli 1970 (Amtsblatt der Evang. Landeskirche 
Württemberg, Nr. 44, Seite 230) in der jeweils 
gültigen Fassung,
die Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) des Deut­
schen Caritasverbandes vom 1. Januar 1969 in 
der jeweils gültigen Fassung, der Bundesmantel­
tarifvertrag der Arbeiterwohlfahrt (BMT-AW) vom 
1. 11. 1977 in der jeweils gültigen Fassung. So­
weit solche Regelungen im Antrag unter Nr. 2.2 
angegeben sind, beurteilt sich nach diesen auch 
die Frage, ob übertariflich oder tarifentsprechend 
vergütet wird (vgl. Nr. 2.3 des Vordrucks Anlage 1 
zur RL-PKZ).

6.

7.

3.3 Der Antrag auf Zuschüsse für kleine Kindergar­
tengruppen wird ausschIießIich nach Vor­
druck Anlage 1 Nr. 3 RL-PKZ gestellt. Danach be­
stimmt sich, ab welchem Termin dieser Zuschuß 
gewährt wird. Der Vordruck Anlage 3 „Nachweis 
der Unterbelegung“ dient der erst nachträglich 
möglichen Berechnung des Kleingruppenzu­
schusses.

4. Auszahlung

Die Abrechnung für 1982 ist bezüglich der Per- 
sonalkostenzuschüsse und der Zuschüsse für

kleine Kindergartengruppen im Jahre 1983 zum 
15. Mai durchzuführen.

Abweichend von der bisherigen Regelung be­
messen sich die Abschlagszahlungen nicht mehr 
nach dem Ist-Ergebnis, sondern nach dem Ab­
rechnungs-Ergebnis des Vorjahres. Darunter ist 
der Betrag zu verstehen, der dem Kindergarten- 
träger für das Vorjahr zugestanden hat; dabei 
bleiben Abrechnungsbeträge, die dem Träger im 
Vorjahr (1982) für das vorvergangene Jahr (1981) 
angerechnet wurden (Verrechnungen), außer Be­
tracht.

Abschlagszahlungen für das erste und zweite 
Halbjahr sind grundsätzlich gleich hoch. Verän­
derungsmitteilungen sind im Rahmen des § 3 
PKZ-VO durch einen angemessenen Abschlag 
oder Zuschlag (§ 3 Abs. 1 Satz 2, Halbsatz 2 PKZ- 
VO) zu berücksichtigen.

5. Personalveränderungen

Der Kindergartenträger ist nach § 2 Abs. 3 Satz 2 
PKZ-VO verpflichtet, jede über zwei Monate hin­
ausgehende Verringerung der Zahl der zuschuß- 
fähigen Fachkräfte unverzüglich der Bewilli- 
gungsbehörde mitzuteilen, damit bei der näch­
sten Abschlagszahlung ein entsprechender Ab­
schlag vorgenommen werden kann. Eine ent­
sprechende Mitteilungspflicht bezüglich neu ein­
gestellter Fachkräfte besteht dagegen nicht. Eine 
solche Mitteilung ist lediglich Voraussetzung da­
für, daß bei der nächsten Abschlagszahlung ge­
gebenenfalls ein Zuschlag vorgenommen werden 
kann. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung 
hängt der Zuschußanspruch für neue Fachkräfte 
jedoch nicht mehr von der rechtzeitigen Verände­
rungsmitteilung ab.

Rückerstattungsansprüche des Landes

Für Umfang und Verzinsung von Rückerstattun­
gen der Zuschüsse nach § 8 Abs. 1 bis 5 KGaG 
gelten die Vorschriften des BGB über die Her­
ausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung.

Mitteilung des Mittelbedarfs

Durch Erlaß zur vorläufigen Haushaltsführung im 
Jahre 1983 vom 27. Dezember 1982 Nr. V 7066.4-83 
hat das Sozialministerium vorgeschrieben, daß 
die abrechnungsberechtigten kommunalen Kas­
sen die Zuschüsse nur entsprechend dem von 
den Regierungspräsidien mitgeteilten Abrech­
nungsrahmen unmittelbar mit den Landesober­
kassen abrechnen dürfen. Abweichend hiervon 
wird bestimmt, daß die Abrechnung der im ersten 
Halbjahr auszuzahlenden Zuschüsse an keinen 
Abrechnungsrahmen gebunden ist.

Zur Ermittlung des Abrechnungsrahmens für die 
im zweiten Halbjahr auszuzahlenden Zuschüsse 
werden die Stadt- und Landkreise gebeten, den 
Mittelbedarf für 1983 bis zum 1. Juli 1983 (ab 1984 
jeweils bis zum 15. Mai) nach folgendem Muster 
den Regierungspräsidien mitzuteilen:
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Titel Abrechnung
Vorjahr

Mehrbedarf: (+)
Minderbed.: (—)

Abschlags­
zahlung

1. Halbjahr

Abschlags­
zahlung

2. Halbjahr 
(voraussicht­
licher Bedarf)

genommen von Gebietskörperschaften, gewährt wer­
den, abzusetzen.

PKZ Kleingr.-Z
DM DM DM DM

653 71

(3) Personalkosten für Fachkräfte, die in Mehrzweck­
einrichtungen auch andere Aufgaben wahrnehmen, 
sind nur entsprechend der auf die Aufgaben des Kin­
dergartens entfallenden Arbeitszeit anrechenbar.

684 71

Nach Abgabe dieser Meldung darf bis zum 2. Ab­
schlagszahlungstermin nicht mehr abgerechnet wer­
den.

Anlage 2
Nr. V/2-7230.1/82

Verordnung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Sozialordnung nach § 8 Abs. 5 des Kindergarten­

gesetzes - Personalkostenzuschuß-VO (PKZ-VO)
Vom 3. März 1983

Auf Grund von § 8 Abs. 5 des Kindergartengesetzes 
(KGaG) vom 29. Februar 1972 (GBl. S. 61) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 17. Januar 1983 (GBl. 
S. 29) wird im Einvernehmen mit dem Finanzministe­
rium und dem Innenministerium verordnet:

§ 1
Anrechnungsfähige Kosten

(1) Die Zuschüsse zu den Personalkosten für die 
nach § 8 Abs. 3 und 4 des Gesetzes zuschußfähigen 
Fachkräfte richten sich nach der Höhe des tatsäch­
lichen Aufwands, jedoch höchstens bis zu den Be­
trägen, die sich bei Anwendung der im öffentlichen 
Dienst geltenden Bestimmungen oder vergleichbarer 
Regelungen der freien Träger ergeben würden (tarif­
liche Leistungen).

(2) Als Aufwand werden berücksichtigt

1. bei Dienstverträgen
Grundvergütung, Ortszuschlag, Zuwendung (13. 
Monatsgehalt), tarifliche Zulagen, vermögenswirk­
same Leistung, Krankenbezüge, Urlaubsvergü­
tung, Urlaubsgeld, Arbeitgeberanteile zur Sozial­
versicherung, Umlage zur Zusatzversorgung, Zu­
schuß zum Mutterschaftsgeld;

2. bei Verträgen mit Berufspraktikanten
Praktikantenentgelt, Verheiratetenzuschlag, Zu­
wendung (13. Monatsgehalt), vermögenswirksame 
Leistung, Arbeitgeberanteile zur Sozialversiche­
rung, Zuschuß zum Mutterschaftsgeld;

3. bei Gestellungsverträgen
das vertraglich festgelegte Gestellungsgeld (Mut­
terhausbeitrag zuzüglich Geldleistung und Wert 
der Sachleistung des Trägers, wobei der Bewer­
tung von Wohnung, Heizung und Beleuchtung ein 
Gesamtbetrag von monatlich 250 DM zugrunde­
zulegen ist).

Vom Aufwand sind Beiträge zu den Personalkosten, 
die dem Antragsteller aus öffentlichen Kassen, aus-

§ 2
Antragsverfahren

(1) Für jeden Kindergarten ist jährlich unter Verwen­
dung des vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Sozialordnung vorgeschriebenen Musters (Antrag/ 
Verwendungsnachweis) ein Antrag zu stellen.

(2) Der Antrag gilt für das Kalenderjahr, wenn er spä­
testens am 15. Februar des laufenden Jahres bei der 
Bewilligungsbehörde eingeht, im übrigen vom Be­
ginn des Antragsmonats an.

(3) Der Antragsteller muß im Antrag die Richtigkeit 
und Vollständigkeit seiner Angaben versichern. Er 
ist verpflichtet, jede über eine Dauer von zwei Mona­
ten hinausgehende Verringerung der Zahl der zu­
schußfähigen Fachkräfte unverzüglich der Bewilli­
gungsbehörde mitzuteilen. Er hat die zur Entschei­
dung über den Antrag erforderlichen Nachweise zu 
führen, sofern seine Erklärungen nicht ausreichen.

(4) Träger der freien Jugendhilfe haben mit dem An­
trag eine Erklärung über den kommunalen Finanzie­
rungsbeitrag nach § 8 Abs. 2 des Gesetzes abzuge­
ben.

§ 3
Auszahlung der Zuschüsse, Abrechnung

(1) Die Bewilligungsbehörde leistet gleich hohe Ab­
schlagszahlungen für das erste Halbjahr am 1. April, 
für das zweite Halbjahr am 1. Oktober. Die Höhe der 
Abschlagszahlung bemißt sich im übrigen nach dem 
Ergebnis der Abrechnung für das Vorjahr (Absatz 3 
Satz 1); Veränderungsmitteilungen sind durch einen 
angemessenen Abschlag (§ 2 Absatz 3 Satz 2) oder 
Zuschlag zu berücksichtigen, wenn sie spätestens 
einen Monat vor dem Zahlungstermin bei der Bewil­
ligungsbehörde eingegangen sind.

(2) Die anrechnungsfähigen Personalkosten des Vor­
jahres sind der Bewilligungsbehörde unter Verwen­
dung des vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Sozialordnung vorgeschriebenen Musters (Antrag/ 
Verwendungsnachweis) bis zum 15. Februar des fol­
genden Jahres mitzuteilen. Wird dieser Termin nicht 
eingehalten, besteht kein Anspruch auf terminge­
rechte Leistung nach Absatz 1 und 3.

(3) Minderzahlungen und Überzahlungen werden zum 
1. April des folgenden Jahres abgerechnet. Sofern 
ein überzahlter Betrag die laufende Zahlung über­
steigt oder eine laufende Zahlung nicht mehr zu er­
bringen ist, ist die Überzahlung unverzüglich zu er­
statten. ,

(4) Auszahlungsbeträge werden auf volle Deutsche 
Mark abgerundet.
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§ 4
Inkrafttreten

(1) § 1, § 2 Absatz 3 Satz 2 und § 3 Absatz 1 Satz 2 
dieser Verordnung treten mit Wirkung vom 1. Januar 
1983 in Kraft; im übrigen tritt diese Verordnung am 
1. Januar 1984 in Kraft.

(2) Die Personalkostenzuschuß-VO vom 9. Oktober 
1980 (GBl. S. 578) tritt am 1. Januar 1983 außer Kraft, 
ausgenommen § 4 Absätze 1 bis 4 sowie § 5 Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2, die mit Wirkung vom 1. Januar 
1984 außer Kraft treten.

Anlage 3

Nr. V/2-7231.4

Richtlinien des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Sozialordnung über Zuschüsse zu den Personal­
kosten der Kindergärten und für kleine Kindergarten­

gruppen (RL-PKZ)

Vom 3. März 1983

1. Zuschüsse zu den Personalkosten

1.1 Die sich aus der Personalkostenzuschuß-VO vom 
3. März 1983 ergebenden Zuschüsse werden von 
den Landkreisen und Stadtkreisen als Bewilli- 
gungsbehörden festgesetzt.

1.2 Antragstellung
Für Antragstellung und Verwendungsnachweis 
wird das Muster (Vordruck Anlage 1) ver­
wendet.

1.3 Antragsprüfung
Bei der Prüfung, ob es sich um einen Kinder­
garten im Sinne des § 1 des Kindergartengeset­
zes (KGaG) handelt, ob der Träger des Kinder­
gartens zuschußfähig ist und ob das Landesju­
gendamt die Befreiung nach § 79 JWG für den 
Kindergarten erteilt hat, kann die Bewilligungs­
behörde im Einzelfall Gemeinden, die Träger 
eines Jugendamtes sind, um Amtshilfe ersuchen.

1.4 Bewilligung
Die Bewilligungsbehörde teilt dem Antragsteller 
durch Bewilligungsbescheid nach Muster (Vor­
druck Anlage 2) für jeden Kindergarten den 
zur Zeit der Bewilligung maßgebenden Betrag 
des voraussichtlichen Zuschusses für das lau­
fende Jahr sowie die Abrechnung für das Vor­
jahr mit. Der Bewilligungsbescheid ist zu än­
dern, wenn vor den Zahlungsterminen nach § 3 
Abs. 1 Satz 1 der Personalkostenzuschuß-VO 
Veränderungen bekannt werden, die nach § 3 
Abs. 1 Satz 2 der Personalkostenzuschuß-VO 
einen niedrigeren oder höheren Zuschuß zur 
Folge haben.

1.5 Buchung, Abrechnung
Die Ausgaben für Personalkostenzuschüsse sind 
bei Kapitel 0918 Titel 653 71 (für Gemeinden und

Gemeindeverbände) und Titel 684 71 (für Träger 
der freien Jugendhilfe) des Staatshaushaltsplans 
zu buchen.

2. Zuschüsse für kleine Kindergartengruppen
2.1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Zur Aufrechterhaltung von Kindergärten im Sinne 
von § 1 KGaG, deren Belegung wegen der Bevöl- 
kerungs- und Siedlungsstruktur des Einzugsbe­
reichs erheblich unter dem Landesdurchschnitt 
liegt, können nach Maßgabe dieser Richtlinien 
und den Vorläufigen Verwaltungsvorschriften zu 
§ 44 LHO Zuschüsse zur Projektförderung ge­
währt werden. Bei ganztags durchgehend geöff­
neten Kindergärten sind diese Voraussetzungen 
in der Regel nicht gegeben.

2.2 Zuwendungsempfänger, Zuwendungsvoraus-

2.3

Setzungen
Gefördert werden nur zuschußfähige Träger von 
Kindergärten mit nicht mehr als zwei Gruppen, 
wenn die durchschnittliche Belegung je Gruppe 
und Monat unter 20 Kindern liegt. Ein Rechtsan­
spruch auf diese Förderung besteht nicht. Die 
Bewilligungsbehörde entscheidet im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel nach pflichtgemä­
ßem Ermessen.

Form und Höhe des Zuschusses
Der Zuschuß wird als Festbetrag gewährt.
Für jeden nicht belegten Platz beträgt der Zu­
schuß vorbehaltlich der Nr. 2.2 Satz 2 monatlich 
22 Deutsche Mark.
Bemessungsgrundlagen sind
2.3.1 bei Kindergärten mit zwei Gruppen der Un-

terschied zwischen 40 und der tatsächlichen 
Belegung, höchstens 14 nicht belegte Plätze 
je Kindergarten und Monat; bei mehr als 
14 nicht belegten Plätzen wird kein Zuschuß 
gewährt,

2.3.2 bei Kindergärten mit einer Gruppe der Un­
terschied zwischen 20 und der tatsächlichen 
Belegung, höchstens 8 nicht belegte Plätze 
je Kindergarten und Monat.

2.3.3 Als belegt gelten Plätze, für die Kinder an­
gemeldet und aufgenommen sind.

2.4 Stichtag
Maßgebend für die Unterbelegung ist die Zahl 
der belegten Plätze am Fünfzehnten eines jeden 
Monats.

2.5 Antragstellung
Der Zuschuß wird nur auf Antrag gewährt. An­
tragsteller ist der Träger des Kindergartens.
Der Antrag ist bis spätestens 15. Februar für das 
laufende Kalenderjahr bei der örtlich zuständigen 
Bewilligungsbehörde nach Muster (Vordruck 
Anlage 1) in doppelter Fertigung zu stellen. 
Wird der Antrag später gestellt, wird der Zu­
schuß vom Beginn des Antragsmonats an ge­
währt.
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2.6 Nachweis der Unterbelegung, Bewilligung

Die Antragsteller weisen der Bewilligungsbe­
hörde bis spätestens 15. Februar des folgenden 
Jahres nach Muster (Vordruck Anlage 3) in
doppelter Fertigung die tatsächliche Unterbele­
gung nach. Wird der Nachweis nicht terminge­
recht erbracht, wird der Zuschuß nicht gewährt. 
Aufgrund des Nachweises erteilt die Bewilli­
gungsbehörde dem Antragsteller einen Bewilli­
gungsbescheid für das Kalenderjahr nach Mu­
ster (Vordruck Anlage 4).

Für die Buchung und Abrechnung gilt Nr. 1.5 ent­
sprechend.

3. Sonstige Zuschußbestimmungen

3.1 Verwendungsnachweis

Der Kindergartenträger weist der Bewilligungs­
behörde die zweckentsprechende Verwendung 
der Zuschüsse nach.

Für Zuschüsse nach Nr. 1.1 ist das Muster (Vor­
druck Anlage 1, Antrag/Verwendungsnach- 
weis) zu verwenden. Für Zuschüsse nach Nr. 2.1 
gilt die Erklärung nach dem Muster (Vordruck 
Anlage 3, Nachweis der Unterbelegung) als 
Verwendungsnachweis.

3.2 Auskunftserteilung, Prüfung

Der Zuschußempfänger hat der Bewilligungsbe­
hörde die erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und die notwendigen Unterlagen (Geschäftsbü­
cher, Belege usw.) bereitzuhalten. Er hat die 
Originalbelege 5 Jahre (bei kommunalen Kör­
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent­
lichen Rechts 3 Jahre) lang nach Vorlage des 
Verwendungsnachweises aufzubewahren. Eine 
längere Aufbewahrungsfrist nach anderen Vor­
schriften bleibt unberührt. Der Zuschußempfän­
ger hat der Behörde jederzeit Einsicht in die Ge­
schäftsunterlagen zu gewähren. Auch dürfen die 
notwendigen örtlichen Erhebungen vorgenom­
men werden. Muß sich die Behörde bei Durch­
führung der Prüfung aus Gründen, die im Ver-

antwortungsbereich des Zuschußempfängers lie­
gen, eines Beauftragten bedienen, so hat der 
Zuschußempfänger die entstehenden Kosten zu 
tragen.

3.3

4.

Verfügungsrahmen

Die Landkreise und die Stadtkreise teilen ihren 
Mittelbedarf (Jahresbedarf) bis spätestens 15.Mai 
dem Regierungspräsidium mit, das einen Abrech­
nungsrahmen zuweist.

Die Landkreise und die Stadtkreise sollen den 
ihnen vom Regierungspräsidium jeweils zuge­
wiesenen Abrechnungsrahmen nicht überschrei­
ten.

Inkrafttreten, Übergangsvorschriften

Es treten in Kraft:

4.1 Zum 1. Januar 1983:

4.1.1 Nr. 1.4 mit der Maßgabe, daß als Zahlungs­
termine für die Abschlagszahlungen im 
Jahre 1983 noch der 15. Mai und der 15. No­
vember 1983 gelten;

4.1.2 Nr. 2 mit der Maßgabe, daß der Antrag 
nach Nr. 2.5 bis spätestens 1. April 1983 mit 
dem bisher gültigen Antragsmuster zu 
stellen ist;

4.1.3 Nr. 3.3 mit der Maßgabe, daß die Landkreise 
und die Stadtkreise ihren Mittelbedarf bis 
spätestens 1. Juli 1983 dem Regierungsprä­
sidium mitteilen.

4.2 Zum 1. Januar 1984:

Die übrigen Vorschriften dieser Richtlinien.

4.3 Die Richtlinien des Ministeriums für Arbeit, Ge­
sundheit und Sozialordnung über die Gewährung 
von Zuschüssen zu den Personalkosten der Kin­
dergärten und für kleine Kindergartengruppen 
vom 9. Oktober 1980 (GABI. S. 1197), zuletzt ge­
ändert am 26. November 1982, werden mit Wir­
kung vom 1. Januar 1984 aufgehoben, ausgenom­
men Nr. 2.7 der genannten Richtlinien, die mit 
Wirkung vom 1. Januar 1983 aufgehoben wird.
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